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Handelspolitik

Gegenwart und Zukunft 
des innerdeutschen Handels

Wilhelm Giel, Bonn

Die vertragliche Grundlage des Innerdeutschen 
Handels Ist das „Abkommen über den Handel 

zwischen den Währungsgebieten der Deutschen 
Mark (DM-West) und den Währungsgebieten der 
Deutschen Mark der Deutschen Notenbank (DM- 
Ost) (Berliner Abkommen)“ . Es wurde am 20. Sep­
tember 1951 zwischen der Treuhandstelle für den 
Interzonenhandel (West-Berlin) und dem damali­
gen Ministerium für Außenhandel und innerdeut­
schen Handel der DDR abgeschlossen. Dieses 
Abkommen schließt auf westlicher Seite die Bun­
desrepublik Deutschland und West-Berlin ein. 
Seine Laufzeit ist unbegrenzt bei vierteljährlicher 
Kündigungsfrist zum Jahresende.
Der Zahlungsverkehr erfolgt über Verrechnungs­
konten bei der Deutschen Bundesbank und der 
Staatsbank der DDR; Zahlungseinheit ist die „Ver­
rechnungseinheit“ (VE). Der Wert der VE kann 
einer DM (West) gleichgesetzt v/erden. Die Konten 
sind nämlich bei Überschreiten der zinslosen 
Überziehungsmöglichkeiten, die beide Seiten ein­
ander eingeräumt haben, in Höhe des Überzie­
hungsbetrags in DM (West) auszugleichen. Außer­
dem werden die kommerziellen Rechnungen in 
DM (West) fakturiert. Da der Handelspartner in der 
DDR den Rechnungsbetrag in Mark der DDR ein­
zahlt oder erhält, hat die VE für ihn den Wert einer 
Mark der DDR.

Weitgefiend liberalisiert
Ein völlig liberalisierter Handel, wie er zwischen 
westlichen Industriestaaten üblich ist, läßt sich im 
innerdeutschen Handel wegen der unterschied­
lichen Wirtschaftsordnungen in der Bundesrepublik 
Deutschland und der DDR nicht durchführen. Des­
halb sind alle Geschäfte genehmigungspflichtig. 
Die Genehmigung kann nach unseren Vorschriften 
sowohl in Form einer Einzelgenehmigung wie auch

als Allgemeine Genehmigung (lediglich Melde­
pflicht) erteilt werden. Die allgemein genehmigten 
Verträge überwiegen sowohl auf der Liefer- wie 
auf der Bezugseite.

Die traditionell handelspolitisch liberal eingestellte 
Bundesrepublik Deutschland bemüht sich auch im 
Handel mit der DDR um einen möglichst hohen 
Liberalisierungsgrad:

Auf der Lieferseite sind Gold, Eisen- und Stahl­
schrott sowie Waren der Embargoliste über Rü­
stungsgüter — wie auch im übrigen Osthandel — vom 
Handel ausgeschlossen. Die Lieferungen von NE- 
Metallen wurden im März 1970 kontingentiert. Alle 
anderen Waren können uneingeschränkt in die DDR 
geliefert werden.

Auf der Bezugseite können auf dem gewerblichen 
Sektor von 5216 Meldenummern des Warenver­
zeichnisses der Industriestatistik 4999 Positionen 
ohne Wertgrenze, 73 (z. B. Gold, Steinkohle, Flug­
zeuge usw.) überhaupt nicht und 144 Positionen nur 
wertbegrenzt aus der DDR bezogen werden.

Von insgesamt 1018 statistischen Meldenummern 
auf dem landwirtschaftlicher) Sektor sind 637 frei 
beziehbar, 114 sind wertbegrenzt ausgeschrieben 
und 81 kommen für einen Bezug aus der DDR nicht 
in Betracht, weil die betroffenen Waren in der DDR 
weder hergestellt noch gewonnen werden. Bei den 
verbleibenden 186 Positionen, die zur Zeit noch
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nicht bezogen werden können, wird die Möglichkeit 
einer Ausschreibung noch geprüft. Es ist selbstver­
ständlich, daß bei einer solchen Prüfung auch die 
Lage der Landwirtschaft in der Bundesrepublik 
Deutschland Berücksichtigung finden muß.

Sprunghaftes Wachstum in den letzten Jahren

Einen Überblick über die Entwicklung des inner­
deutschen Handels in der letzten Dekade gibt die 
Tabelle 1.

Tabeiie 1
Der innerdeutsche Handel 1960 bis 1970

(in M ill. VE)

Jalir
Bezüge 

der BRD
Lieferungen 

der BRD
Umsatz

1960
1961
1962
1963
1964
1965 
1965
1967
1968
1969
1970

1007
917
899

1029
1112
1249
1324
1255
1451
1656
2064

1030
911
901
907

1193
1225
1681
1490
1458
2078
2484

2037
1828
1800
1936
2305
2474
3005
2745
2909
3734
4548

Der innerdeutsche Handel hat in den letzten beiden 
Jahren sprunghaft zugenommen. Das Handelsvolu­
men stieg 1969 um 28,4 % und 1970 um 21,8 % ge­
genüber dem jeweiligen Vorjahr. Während der 
Zuwachs im Jahre 1969 in erster Linie auf den 
Anstieg der Lieferungen der Bundesrepublik 
Deutschland (4-42,5%) zurückzuführen war, stie­
gen 1970 die Bezüge aus der DDR (+24,6 %) stär­
ker als die Lieferungen in die DDR ( +  19,5 %).

Die Tabelle weist für das Jahr 1970 — ebenso wie 
für 1969 -  noch einen beachtlichen Überschuß der 
Lieferungen der BRD aus (rd. 400 Mill. VE). Hinter 
diesen Jahreszahlen verbirgt sich jedoch ein 
wesentlicher Wandel in der Entwicklung: Während 
sich im ersten Halbjahr 1970 die Schere zwischen 
Lieferungen und Bezügen noch weiter geöffnet 
hatte (Lieferungen: +259 Mill. VE, Bezüge: 
+148 Mill. VE), holten die Bezüge im zweiten Halb­
jahr spürbar auf. Die von der Bundesrepublik 
Deutschland und der DDR getroffenen Maßnahmen 
haben dazu geführt, daß Lieferungen und Bezüge 
in den letzten Monaten 1970 (4. Quartal) ungefähr 
ausgeglichen waren (Lieferungen 646 Mill. VE, Be­
züge 670 Mill. VE).

Ausgeglichene Handelsbilanz 1971

Im 1. Quartal 1971 hat sich der Umsatz gegenüber 
dem Vergleichszeitraum des Vorjahres um 15,8% 
von 939,4 Mill. VE auf 1087,7 Mill. VE gesteigert. Die

Lieferungen in die DDR verminderten sich um 5,3% 
von 573,1 Mill. VE auf 542,8 Mill. VE. Die Bezüge 
aus der DDR stiegen um 48,8 % von 366,3 Mill. VE 
auf 544,9 Mill. VE. Allerdings muß berücksichtigt 
werden, daß die Lieferungen der DDR Anfang 1970 
wegen der ungünstigen Witterung und der dadurch 
bedingten wirtschaftlichen Schwierigkeiten der 
DDR nur stockend angelaufen waren. Außerdem 
sind im Februar Zahlungen für Mehrleistungen der 
DDR-Post in Höhe von 30 Mill. VE überwiesen wor­
den, die erst im Mai 1970 erfolgt waren.

1971 soll nach dem Gesetz über den Volkswirt­
schaftsplan der gesamte Außenhandel der DDR ge­
genüber 1970 um 8 % ansteigen. Der Export insge­
samt soll sich dabei um 16 % und der Export in das 
kapitalistische Ausland um 23,9% erhöhen. Der 
Import müßte danach stagnieren.

Ausgehend von diesen Daten würden 1971 unsere 
Lieferungen etwa auf dem Stand vor 1970, also bei 
ca. 2,4 Mrd. VE bleiben. Für die Bezüge dürfte hin­
gegen mit einem Anstieg zu rechnen sein, so daß 
sie ebenfalls etwa 2,4 Mrd. VE erreichen können. 
Damit würde 1971 ein ausgeglichenes Ergebnis 
erzielt.

Der kumulierte Aktivsaldo der Bundesrepublik 
Deutschland und damit der Saldo zu Lasten der 
DDR aus den beiderseitigen Verbindlichkeiten be­
lief sich am 30.9.1970 noch auf ca. 1,4 Mrd. VE. 
Durch die Entwicklung des innerdeutschen Han­
dels im letzten Quartal 1970 und im ersten Quartal 
1971 konnte er auf ca. 1,3 Mrd. VE per 31.12.1970 
und ca. 1,2 Mrd. VE per 31.3.1971 gesenkt werden. 
Von diesen rd. 1,2 Mrd. VE entfallen ca. 400 Mill. VE 
auf den Swing, rund 250 Mill. VE auf mittel- und 
langfristige Kredite und ca. 550 Mill. VE auf kurz­
fristige Kredite.

Warenstruktur des innerdeutschen Handels

Die Bundesregierung bemühte sich auch 1970, die 
Warenstruktur des innerdeutschen Handels zu ver­
bessern. Der Austausch hoch entwickelter tech­
nischer Produkte und Leistungen sollte — wie es in 
den Handelsbeziehungen zwischen zwei Industrie­
staaten sinnvoll ist -  eine besondere Steigerung 
erfahren. Dieses Ziel war in der mit dem Ministe­
rium für Außenwirtschaft der DDR getroffenen Ver­
einbarung vom 6.12.1968 zum Berliner Abkommen 
festgelegt worden: Die beiderseitigen Lieferungen 
von Maschinen, Fahrzeugen und elektrotechnischen 
Erzeugnissen sollen ausgehend von 1968 bis 1975 
einschließlich jährlich um jeweils 50 Mill. VE erhöht 
werden.

ln den letzten drei Jahren entwickelten sich die 
beiderseitigen Lieferungen der oben bezeichneten 
Waren wie folgt:
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Tabelle 2
Anteil von Mascliinen und eleictroteclinisclien 

Erzeugnissen am innerdeutschen Handel
(ln M ill. VE)

Jahr Insgesamt
IVlaschinen 

und elel<tro- 
technische 

Erzeugnisse

Veränderung 
gegenüber 

dem Vorjahr

1968
1969
1970

1968
1969
1970

1458
2073
2484

1451
1656
2064

Lieferungen der BRD
269.7 -1 0 ,7 %
427.7 +58,6 ”/o 
585,1 +36,8 »/o

Bezüge der BRD
137.3 +  54,1 »/o
185.3 +35,0 “/o 
271,5 +46,5 %

Anteil am 
Gesamtvol,

18.5 o/o
20.6 % 
23,6 »/o

9,5 %
11.2 ”/o
13.2 »/•

Auch für 1971 wird eine weitere Verbesserung der 
Warenstrul<tur erhofft. Insbesondere auf unserer 
Lieferseite läßt sich aber die Entwicklung noch 
nicht Voraussagen, da die DDR 1971 nach ihrem 
Volkswirtschaftsplan weniger als im Vorjahr inve­
stieren will (98,5 %).

Kreditgarantien

Die Zunahme der Investitionsgüterlieferungen 
führte zwangsläufig zu einer erheblichen Inan­
spruchnahme von Kreditgarantien des Bundes, da 
sich die Industrie die politischen Risiken bei sol­
chen Geschäften mit langen Zahlungsfristen staat­
lich absichern läßt. Deshalb wurde im Sommer des 
vergangenen Jahres der Kreditgarantieplafond von 
650 Mill. DM auf 1150 Mill. DM aufgestockt. Der Pla­
fond ist zur Zeit mit ca. 600 Mill. DM in Anspruch 
genommen. Außerdem sind Geschäfte im Gesamt­
wert von fast 300 Mill. DM vorläufig in Deckung ge­
nommen. Erfahrungsgemäß werden davon aber nur 
ungefähr die Hälfte realisiert, so daß die Aus­
schöpfung des Plafonds zurZeit mit ca. 750 Mill. DM 
anzusetzen ist.

Bei Großgeschäften macht sich die Konkurrenz an­
derer westlicher Industriestaaten immer stärker 
bemerkbar. Insbesondere waren die westlichen 
Konkurrenten eher geneigt, längere Kreditfristen 
zu gewähren. Die EWG-Partnerstaaten waren durch 
eine Vereinbarung aus dem Jahre 1966 daran ge­
hindert, bei Kreditgarantien eine Kreditlaufzeit von 
5 Jahren zu überschreiten.

Die DDR forderte in jüngster Zeit von ihren kom­
merziellen Verhandlungspartnern immer dringen­
der eine Ausdehnung der Kreditlaufzeiten und be­
rief sich dabei auf die Praxis gegenüber anderen 
Staatshandelsländern. Als zu erkennen war, daß 
nicht mehr alle EWG-Partner die alte Regelung 
beizubehalten wünschten, wurde in der EWG ver­
einbart, unter bestimmten Umständen Garantien

für Kredite mit Laufzeiten bis zu acht Jahren oder 
gar darüber hinaus zuzulassen.

Derart lange Laufzeiten müssen aber durch Art und 
Umfang des Geschäfts gerechtfertigt sein oder es 
muß ein Fall nachgewiesener, staatlich unterstütz­
ter Drittlandskonkurrenz vorliegen (matching). In 
letzterem Fall können auch acht Jahre überschritten 
werden. Die Regelung trat Anfang September 1970 
in Kraft.

Geringe wirtschaftliche Bedeutung für die BRD

Die Bedeutung des innerdeutschen Handels für die 
Bundesrepublik Deutschland und die DDR mag aus 
der Entwicklung des Anteils des innerdeutschen 
Handels am Handel dieser beiden Staaten mit 
anderen Staaten deutlich werden (Tabelle 3).

Tabelle 3 
Anteil des innerdeutschen Handels 

am gesamten Außenhandel
(in %)

Jahr BRD 1) DDR 1)

1950 3,8 16,0
1955 2,3 10,9
1960 2,2 10,3
1965 1,7 9,5
1968 1,6 8,6
1969 1,8 10,1
1970 1,9 10,2

') Errechnet aufgrund der Angaben des Statistischen Jahrbuchs 
der BRD bzw. des Statistischen Jahrbuchs der DDR.

Es ist allerdings interessant zu bemerken, daß der 
innerdeutsche Handel der größte Handel zwischen 
einem Ostblockstaat und einem westlichen Land 
ist. Die Bundesrepublik Deutschland ist nach der 
UdSSR der zweitgrößte Handelspartner der DDR. 
Die Bedeutung des innerdeutschen Handels für die 
DDR wird ersichtlich, wenn man feststellt, daß die­
ser Handel im Volumen dem Handel der DDR mit 
allen westlichen Industrieländern zusammenge­
nommen entspricht.

Ausbau contra Abgrenzung

In ihrer Regierungserklärung vom 28. Oktober 1969 
hat die Bundesregierung einen weiteren Ausbau 
der innerdeutschen Handelsbeziehungen für wün­
schenswert erklärt. Ein solcher Ausbau ist aber nur 
möglich, wenn dieser Wunsch auch auf der anderen 
Seite besteht.

Man kann wohl davon ausgehen, daß die DDR unter 
den sozialistischen Staaten das Land mit dem 
höchsten Lebensstandard und mit dem höchsten 
industriell-technischen Niveau ist. Bei der Weiter­
entwicklung ihrer Fortschrittsindustrien und im
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Streben nach technischem Fortschritt auf dem indu­
striellen Sektor kann die DDR deshalb nur in be­
schränktem Umfang aus ihrem Handel mit den so­
zialistischen Staaten profitieren. Die sozialistischen 
Staaten sind aber nur in gewissem Umfang in der 
Lage, die benötigten Produkte und das technische 
know how zu liefern. Es besteht somit -  zumindest 
wirtschaftlich gesehen — verständlicherweise ein 
großes Interesse am Ausbau der Handelsbeziehun­
gen mit den kapitalistischen Industriestaaten im 
allgemeinen und mit der Bundesrepublik Deutsch­
land im besonderen.

Dem steht jedoch auf der anderen Seite der Wunsch 
nach „Abgrenzung“ gegenüber. Die Unsicherheit 
der Ideologen wird besonders erkennbar an der 
Reaktion der DDR auf Angebote aus der Bundes­
republik Deutschland, die jetzt noch überwiegen­
den Einzel- und Zufallsgeschäfte im innerdeutschen 
Handel durch langfristige, kontinuierliche und sta­
bile Geschäftsverbindungen zu ersetzen und ge­
meinsam nach Kooperationsmöglichkeiten zu su­
chen, wie sie im Handel der Bundesrepublik 
Deutschland mit anderen sozialistischen Staaten 
heute bereits üblich sind.

Auf der 14. Tagung des Zentralkomitees der SED 
im vorigen Jahr führte der Wirtschaftsexperte im 
Politbüro Günter Mittag aus: „Alles Gerede west­
deutscher Unternehmer, der DDR unter die Arme zu 
greifen, ihr bei der Entwicklung von Wissenschaft 
und Technik großzügig zu helfen und eine ideo­
logiefreie Wirtschaftskooperation zu betreiben, 
kann das wirkliche Ziel der Imperialisten nicht ver­
schleiern. Alle Erfahrungen zeigen, daß der Klas­
senkampf gerade auf dem Gebiet der wirtschaft­
lichen Entwicklung mit außerordentlicher Härte ge­
führt wird. Auch auf dem Gebiet der Wirtschaft kann 
es keine gesamtdeutschen oder innerdeutschen 
Beziehungen geben, sondern nur Beziehungen, wie 
sie zwischen völkerrechtlich gleichberechtigten 
Staaten unterschiedlicher Gesellschaftsordnung 
üblich sind.

Zwischen beiden sich unversöhnlich gegenüber­
stehenden Gesellschaftssystemen vollzieht sich 
eine immer stärkere politische und ideologische, 
aber gleichzeitig auch eine genau so wichtige öko­
nomische Abgrenzung.“

Kein Integrationshindernis für die EWG

Die gemeinsame Wirtschaftspolitik der EWG wird 
zwar durch den innerdeutschen Handel tangiert, 
zumal die EWG eine gemeinsame Außenhandels­
politik anstrebt, aber;

□  Der innerdeutsche Handel ist in seinem Volu­
men relativ gering. Er hatte 1970 nur einen Anteil 
von 1,9% am Außenhandel der Bundesrepublik 
Deutschland einschließlich des innerdeutschen

Handels und belief sich z. B. nur auf etwa V« des 
Handelsvolumens mit den Niederlanden.
□  Die Bundesregierung ist nachhaltig bemüht, je­
de Störung der Märkte der EG-Partnerstaaten (ent­
sprechend dem Sinn des Protokolls über den inner­
deutschen Handel vom 25. März 1957 zu den Römi­
schen Verträgen) ’) zu vermeiden. Das ist ihr auch 
bisher gelungen.
□  Der innerdeutsche Handel dient nur einem Wa­
ren- und Dienstlelstungsaustausch zwischen den 
beiden deutschen Staaten. Es werden grundsätz­
lich keine Waren ausländischen Ursprungs aus der 
DDR bezogen. (Ausnahmen bedürfen einer beson­
deren Vereinbarung und Ausschreibung.) Nur we­
nige aus der DDR bezogene Waren fließen in die 
EG-Partnerländer oder das sonstige Ausland. (1969 
ca. 1 % der Bezüge.) Bei der Eröffnung von Be­
zugskontingenten wird -  insbesondere auf dem 
landwirtschaftlichen Sektor — streng auf die Auf­
nahmefähigkeit des deutschen Marktes geachtet.
□  Bisher sind uns konkrete Schwierigkeiten für 
EG-Partner aus dem innerdeutschen Handel nicht 
bekannt geworden. Wenn uns konkrete Störungen 
genannt werden, sind wir bereit, Lösungen zu 
suchen.

Speiculative Quantifizierung von Vorteilen

Die Diskussion über die Frage, welche Vorteile die 
DDR durch die Behandlung des Handels zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der DDR als 
innerdeutscher Handel im Rahmen der EWG ent­
sprechend dem Protokoll über den innerdeutschen 
Handel hat, wurde Anfang 1970 durch die Ver­
öffentlichung von Zahlen angeregt, die von privater 
Seite berechnet worden waren (400—500 Mill. DM 
für 1968).
Die Bundesregierung hat derart spekulative Ver­
suche einer Quantifizierung von Handelsvorteilen 
im innerdeutschen Handel immer abgelehnt. Sie 
geht davon aus, daß der innerdeutsche Handel für 
beide Seiten vorteilhaft ist. Genau quantifizieren 
ließe sich allenfalls der Vorteil, der der DDR aus 
der zinslosen Inanspruchnahme des Swings zu­
geflossen ist. Dagegen vermag niemand zu sagen, 
welchen Anteil z. B. von den eingesparten Außen­
zöllen, Abschöpfungen, Mehrwertsteuern die DDR- 
Lieferanten oder die Abnehmer in der Bundesrepu­
blik Deutschland erhalten haben.

Mittelfristige Perspel<tiven

Auskunft über die mittelfristige Entwicklungsmög­
lichkeit des innerdeutschen Handels könnte die 
Direktive des VIII. Parteitages der SED zum Fünf­
jahrplan 1971 bis 1975 der DDR geben. Die Äuße-
1) Es ist umstritten, ob dieser Passus des Proto!<oils (Absatz 2, 
Satz 2) aucti für die Bundesrepubiil< Deutschiand unmittelbar gilt. 
Auf jeden Fall fühlt sich die Bundesregierung in diesem Sinne 
verpflichtet.
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rungen über die Entwicl<lung des Außenhandels der 
DDR sind jedoch sehr dürftig.

Die vorgesehene Steigerung des Exports in die so­
zialistischen Staaten um 60 bis 70 ®/o stellt das ein­
zige konkrete Datum zur Entwicklung des Außen­
handels der DDR dar. Weder über die Entwicklung 
des gesamten Außenhandels, noch über die Ent­
wicklung des Handels mit den kapitalistischen 
Staaten ist näheres ausgeführt.

ln dem Entwurf zur Direktive des ZK war noch für
1975 ein Anteil der sozialistischen Staaten von 75% 
am gesamten Außenhandelsvolumen der DDR ge­
nannt worden. Danach hätte der Handel mit den 
westlichen Staaten nur unterproportional wachsen 
können. Durch den Wegfall dieser Größe in der 
endgültigen Fassung der Direktive läßt sich über 
die mittelfristige Entwicklung des innerdeutschen 
Handels noch weniger aussagen.

Bereits im Fünfjahrplan 1966 bis 1970 hieß es:
„Auf der Grundlage der langfristigen Handelsab­
kommen sind mit diesen (sozialistischen) Ländern

1970 etwa drei Viertel des Außenhandels der DDR 
zu realisieren.“ Die Planrealisierung hat sich dann 
allerdings etwas anders dargestellt (1966: 73,1 %, 
1967: 74,1 %, 1968: 76,0%, 1969: 72,8%, 1970: 
71,6%). Insofern wäre also auch die Beibehaltung 
der 75 % für den Anteil der sozialistischen Staaten 
im Jahre 1975 nicht weiter beunruhigend im Hin­
blick auf die Entwicklung des innerdeutschen Han­
dels gewesen.
Zusammenfassend besteht also kein Grund zu 
einer pessimistischen Zukunftsbetrachtung für den 
innerdeutschen Handel. Allerdings dürfte die Zeit 
der Zuwachsraten der vergangenen Jahre zumin­
dest vorläufig vorbei sein. Es ist vielmehr damit zu 
rechnen, daß sich der innerdeutsche Handel pro­
portional mit dem Außenhandel der DDR ausweiten 
wird, so daß der Anteil des innerdeutschen Handels 
am Außenhandel der DDR von ca. 10 % in den Jah­
ren 1969 und 1970 auch in den kommenden Jahren 
beibehalten werden könnte. Dabei ist allerdings 
unterstellt, daß keine überraschenden Einflußnah­
men aus politischer Sicht wesentlich veränderte 
Daten setzen.

VICTORIA
VICTORIA-Versicherungsgruppe Ende 1970:

11,3 Millionen Lebens-, Unfall-, Haftpflicht-, Kraftfahrt-, 
Rechtsschutz-, Sach- und Transport-Versicherungen. 

1 Milliarde DM Gesamtprämieneinnahme.
9,7 Milliarden DM Lebensversicherungsbestand. 

3,5 Milliarden DM Sicherheitsmittel.

.Versicherungen in guter Hand.
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